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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 7. März 1967 20. Stück

77. Bundesgesetz: Agrarverfahrensnovelle 1967
78. Bundesgesetz: Flurverfassungsnovelle 1967
7 9 . Bundesgesetz: Landwirtschaftliches Siedlungs-Grundsatzgesetz

7 7 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967,
mit dem das Agrarverfahrensgesetz 1950 ab-
geändert und ergänzt wird (Agrarverfahrens-

novelle 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Agrarverfahrensgesetz 1950, BGBl.
Nr. 173, wird wie folgt abgeändert und ergänzt:

1. Im § 1 ist das Wort „Landesregierungen"
durch die Worte „Ämter der Landesregierungen"
zu ersetzen.

2. Im § 2 Abs. 2 sind die Worte „der Landes-
regierung" durch die Worte „dem Amt der
Landesregierung" zu ersetzen.

3. Dem § 5, der die Bezeichnung „§ 5. (1)"
erhält, sind folgende Abs. 2 bis 4 anzufügen:

„(2) Einer Partei, die außerhalb der Gemein-
den wohnt, in denen dem Agrarverfahren unter-
worfene Grundstücke liegen, kann von der Be-
hörde aufgetragen werden, innerhalb einer
gleichzeitig zu bestimmenden Frist einen im Ge-
biete dieser Gemeinden wohnhaften Zustellungs-
bevollmächtigten namhaft zu machen.

(3) Kommt die Partei diesem Auftrag nicht
nach, so hat die Behörde von Amts wegen
einen Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen.

(4) Die gegen Bescheide nach den Abs. 2 und 3
eingebrachten Berufungen haben keine auf-
schiebende Wirkung."

4. § 7 hat zu lauten:

„ E r l a s s u n g v o n B e s c h e i d e n ;
B e r u f u n g e n

§ 7. (1) Ausweise, Pläne, Listen, Register und
Verzeichnisse, durch die Rechte oder Rechtsver-
hältnisse festgestellt oder gestaltet werden, sind
Bescheide im Sinne des AVG. 1950. Inhalt und
Form dieser Bescheide richten sich nach den
Verwaltungsvorschriften.

(2) Im Agrarverfahren können Bescheide auch
durch Auflage zur allgemeinen Einsicht erlassen

werden. Zeit und Ort des Aufliegens sind so zu
bestimmen, daß jede Partei innerhalb der Rechts-
mittelfrist Einsicht nehmen kann. Zeit und Ort
des Aufliegens sind den Parteien schriftlich be-
kanntzugeben und an der Amtstafel der Behörde
kundzumachen. Die Verständigung an die Par-
teien und die Kundmachung an der Amtstafel
haben eine Rechtsmittelbelehrung im Sinne des
Abs. 3 zu enthalten.

(3) Berufungen sind schriftlich in zweifacher
Ausfertigung binnen zwei Wochen bei der Be-
hörde einzubringen, die den Bescheid in erster
Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt mit dem
Tag der Auflage des Bescheides, im Falle späterer
Zustellung der Verständigung mit dem Zu-
stellungstag.

(4) Die Behörde kann vor der Vorlage von
Berufungen oder Aufsichtsbeschwerden an die
Oberbehörde die Bereinigung der Angelegenheit
durch ein Parteiübereinkommen versuchen und,
wenn ein solches zustande kommt und dagegen
keine Bedenken sprechen, ihren Bescheid selbst
entsprechend abändern."

5. In § 15 sind an Stelle der Worte „ferner in
Alpschutzangelegenheiten oder nach den Güter-
und Seilwegegesetzen" folgende Worte einzu-
fügen: „ferner in Alpschutzangelegenheiten,
nach den Güter- und Seilwegegesetzen und in den
Angelegenheiten des landwirtschaftlichen Sied-
lungswesens".

Artikel II

Bescheide, die vor Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes in der in Artikel I Z. 4 geregelten Weise
erlassen wurden, gelten als ordnungsgemäß er-
lassene Bescheide.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Kotzina
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78 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967,
mit dem das Flurverfassungs-Grundsatz-
gesetz 1951, BGBl. Nr. 103, geändert und
ergänzt wird (Flurverfassungsnovelle 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 1951,
BGBl. Nr. 103, wird geändert und ergänzt wie
folgt:

1. Die §§ 1 bis 13 und ihre Überschriften
haben zu lauten:

„ Z i e l e u n d A u f g a b e n der Z u s a m -
m e n l e g u n g

§ 1. (1) Im Interesse der Schaffung und Erhal-
tung einer leistungsfähigen Landwirtschaft kön-
nen die Besitz-, Benützungs- und Bewirtschaf-
tungsverhältnisse im ländlichen Lebens- und
Wirtschaftsraum durch Neueinteilung und Er-
schließung des land- und forstwirtschaftlichen
Grundbesitzes sowie Ordnung der rechtlichen
und wirtschaftlichen Grundlagen der land- und
forstwirtschaftlichen Betriebe nach zeitgemäßen
volks- und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten im Wege eines Zusammenlegungsverfahrens
verbessert oder neu gestaltet werden.

(2) Zur Erreichung dieser Ziele sind in erster
Linie die. Nachteile abzuwenden, zu mildern oder
zu beheben, die verursacht werden durch

1. Mängel der Agrarstruktur (wie zum Beispiel
zersplitterter Grundbesitz, ganz oder teilweise
eingeschlossene Grundstücke, ungünstige Grund-
stücksformen, unwirtschaftliche Betriebsgrößen,
beengte Orts- oder Hoflage, unzulängliche Ver-
kehrserschließung, ungünstige Geländeformen,
ungünstige Wasserverhältnisse) oder

2. Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen In-
teresse (wie zum Beispiel Errichtung, Änderung
oder Auflassung von Eisenbahnen, Straßen und
Wegen, Wasserläufen, Wasserversorgungs-, Ener-
gieversorgungs- oder Abwasseranlagen, Hoch-
wasser-, Wildbach- oder Lawinenschutzbauten).

(3) Land- oder forstwirtschaftliche Grund-
stücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke,
die im Rahmen eines land- oder forstwirtschaft-
lichen Betriebes der Erzeugung von Pflanzen,
ihrer Bringung oder ihrer Verwertung dienen
einschließlich der Wohn- und Wirtschaftsgebäude
samt Hofräumen, sowie Grundstücke, die ohne
erheblichen Aufwand diesen Zwecken zugeführt
werden können.

Z u s a m m e n l e g u n g s g e b i e t

§ 2. (1) Das Zusammenlegungsgebiet ist so zu
bestimmen und zu begrenzen, wie es die Ziele
der Zusammenlegung voraussichtlich erfordern.

(2) Gegenstand der Zusammenlegung sind alle
im Zusammenlegungsgebiet liegenden Grund-
stücke.

B e w e r t u n g

§ 3. (1) Die Grundstücke, die der Zusammen-
legung unterzogen oder für die Zusammenlegung
in Anspruch genommen werden, sind auf Grund
übereinstimmender, den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechender Erklärungen der Parteien
oder im Wege der amtlichen Ermittlung zu
schätzen.

(2) Vorübergehende Mehr- und Minderwerte
der Grundstücke sowie bei der Bewertung nicht
berücksichtigte Verhältnisse und Gegenstände
sind gesondert festzustellen und in Geld auszu-
gleichen, sofern zwischen den Parteien nichts an-
deres vereinbart ist.

N e u o r d n u n g

§ 4. (1) Die Behörde hat bei der Neuordnung
des Zusammenlegungsgebietes eine Gesamtlösung
in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht anzu-
streben und die Bedingungen für eine organische
und geordnete Weiterentwicklung des Wirt-
schaftsraumes sowie der Betriebe zu schaffen. Sie
hat hiebei auf die Bestimmungen des § 1 Bedacht
zu nehmen, die Interessen der Parteien und der
Allgemeinheit gegenseitig abzuwägen und neu-
zeitliche betriebswirtschaftliche Erkenntnisse zu
berücksichtigen.

(2) Jede Partei hat Anspruch, unter Anrech-
nung der Grundaufbringung gemäß Abs. 6 mit
dem Wert ihrer in das Verfahren einbezogenen
Grundstücke in Grund und Boden abgefunden
zu werden.

(3) Mit Zustimmung der Partei kann der Ab-
findungsanspruch ganz oder teilweise durch eine
Geldabfindung abgegolten werden, sofern die
Personen, denen an den Grundstücken, für die
eine Geldabfindung gewährt werden soll, Rechte
aus persönlichen Dienstbarkeiten, Ausgedings-,
verbücherte Vorkaufs- oder Wiederkaufsrechte
zustehen, gleichfalls damit einverstanden sind.
Der hiedurch anfallende Grund ist unter Be-
dachtnahme auf die Bestimmungen des Abs. 1 zu
verwenden.

(4) Der Unterschied zwischen dem Abfindungs-
anspruch (Abs. 2 und Abs. 3) und dem Wert der
Grundabfindung darf nicht mehr als fünf v. H.
des Wertes des Abfindungsanspruches betragen
und ist in Geld auszugleichen.

(5) Soweit es mit den Zielen der Zusammen-
legung bei Abwägung der Interessen aller Par-
teien untereinander vereinbar ist, haben die
Grundabfindungen aus Grundflächen zu beste-
hen, die möglichst groß, günstig geformt sowie
ausreichend erschlossen sind und bei ordnungs-
gemäßer Bewirtschaftung ohne erhebliche Ände-
rung der Art und Einrichtung des Betriebes
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einen größeren oder zumindest gleichen Be-
triebserfolg erwarten lassen wie die alten Grund-
stücke. Grundabfindungen, die eine vollständige
Umstellung des Wirtschaftsbetriebes zur Folge
hätten, dürfen nur mit Zustimmung der Partei
zugeteilt werden.

(6) Der Grund für gemeinsame Anlagen ist
von den Parteien im Verhältnis der Werte ihrer
Grundabfindungen aufzubringen, soweit er
durch vorhandene gemeinsame Anlagen nicht ge-
deckt ist. Parteien, für die sich durch die gemein-
samen Anlagen kein oder nur ein geringfügiger
Vorteil ergibt, können von der Grundaufbrin-
gung ganz oder teilweise befreit werden. Gemein-
same Anlagen im Sinne dieses Gesetzes sind An-
lagen, die zur zweckmäßigen Erschließung und
Bewirtschaftung der Gründstücke notwendig
sind oder sonst die Ziele der Zusammenlegung
fördern und einer Mehrheit von Parteien dienen.

(7) Bodenwertänderungen, die sich im Laufe
des Verfahrens ergeben, sind zu berücksichtigen.

(8) Grundstücke, die keine lind- oder forst-
wirtschaftlichen Grundstücke sind, und Hofstel-
len können nur mit Zustimmung ihrer Eigen-
tümer der Zusammenlegung unterzogen werden.
Sofern öffentliche Interessen nicht entgegenste-
hen, können solche Grundstücke jedoch ohne
Zustimmung ihrer Eigentümer im notwendigen
Ausmaß für Grenzänderungen und für die Her-
stellung gemeinsamer Anlagen in Anspruch ge-
nommen werden. Der hiedurch entstehende
Flächenverlust ist durch Zuteilung einer Ersatz-
fläche auszugleichen; lassen dies die Ziele der Zu-
sammenlegung nicht zu, so ist eine Geldentschä-
digung zu gewähren, deren Höhe nach dem Ver-
kehrswert zu ermitteln ist. Ersatzfläche und
Geldentschädigung treten hinsichtlich aller
Rechtsbeziehungen zu dritten Personen an die
Stelle der in Anspruch genommenen Flächen.

R e c h t l i c h e B e z i e h u n g e n z u d r i t -
t e n P e r s o n e n

§ 5. (1) Das Eigentum an den Grundabfindun-
gen geht, sofern eine vorläufige Übernahme
(§ 11) nicht angeordnet wurde, mit der Rechts-
kraft des Zusammenlegungsplanes auf die Über-
nehmer über.

(2) Die Grund und Geldabfindungen treten
hinsichtlich aller Rechtsbeziehungen zu dritten
Personen an die Stelle der alten Grundstücke, so-
weit nichts anderes gesetzlich bestimmt oder mit
diesen dritten Personen vereinbart ist.

(3) Für verschieden belastete alte Grundstücke
desselben Eigentümers hat die Behörde Teilabfin-
dungen festzustellen.

(4) Geldabfindungen sind auszuzahlen (§§ 11
Abs. 1, 12 Abs. 1), wenn die aus den öffentlichen
Büchern ersichtlichen Rechte dritter Personen
unbestritten sind und die Buchberechtigten zu-

stimmen. Andernfalls ist die Geldabfindung bei
dem nach der Lage des Grundstückes zuständigen
Bezirksgericht zu erlegen, das den erlegten Be-
trag in sinngemäßer Anwendung der Bestimmun-
gen der Exekutionsordnung über die Verteilung
des bei einer Zwangsversteigerung erzielten
Meistbotes zu verteilen hat.

G r u n d d i e n s t b a r k e i t e n , R e a l l a s t e n
u n d B a u r e c h t e

§ 6. (1) Grunddienstbarkeiten und Reallasten,
die sich auf eben der im § 480 ABGB. genannten
Titel gründen, erlöschen mit Ausnahme der Aus-
gedinge ohne Entschädigung. Sie sind jedoch von
der Behörde ausdrücklich aufrecht zu halten
oder neu zu begründen, wenn sie im öffentlichen
Interesse oder aus wirtschaftlichen Gründen not-
wendig sind.

(2) Baurechte gehen auf die Grundabfindungen
über, die nach ihrer Lage den alten Grundstücken
entsprechen, an denen die Baurechte bestellt
wurden.

(3) Sonstige Belastungen bleiben aufrecht.

P a c h t - u n d M i e t v e r h ä l t n i s s e

§ 7. (1) Bei Pachtverhältnissen hat die Behörde
mangels einer bestehenden Vereinbarung auf An-
trag des Pächters oder Verpächters mit Bescheid
festzustellen, welche Grundabfindungen an die
Stelle der bisherigen Pachtgrundstücke treten.

(2) Gegen einen solchen Bescheid ist keine Be-
rufung zulässig. Der Pächter kann jedoch inner-
halb der Frist von drei Monaten nach Zustellung
des Bescheides das Pachtverhältnis kündigen. Das
Pachtverhältnis endet in diesem Fall, wenn nichts
anderes vereinbart wird, mit dem laufenden
Pachtjahre, jedoch frühestens drei Monate nach
Kündigung; Ein Anspruch auf Entschädigung aus
dem Grunde der Kündigung steht weder dem
Pächter noch dem Verpächter zu.

(3) Hinsichtlich der im § 1103 ABGB. erwähn-
ten Verträge gelten dieselben Bestimmungen.

(4) Hinsichtlich der Mietverhältnisse gelten
dieselben Bestimmungen mit der Änderung, daß
die Frist für die Einbringung der Kündigung nur
einen Monat beträgt, an Stelle des Pachtjahres
der gemäß § 1115 ABGB. für die stillschweigende
Erneuerung des betreffenden Mietvertrages maß-
gebende Zeitraum tritt und daß als mindeste
restliche Mietdauer ein Monat anzunehmen ist.

Z u s a m m e n l e g u n g s g e m e i n s c h a f t
§ 8. (1) Die Eigentümer der Grundstücke, die

der Zusammenlegung unterzogen werden, bilden
die Zusammenlegungsgemeinschaft, der Rechts-
persönlichkeit zukommt.

(2) Die Zusammenlegungsgemeinschaft hat im
Auftrag und unter Aufsicht der Behörde die
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Maßnahmen durchzuführen, die sich aus der Zu-
sammenlegung ergeben. Sie hat insbesondere
Sach-, Arbeits- und Geldaufwendungen zu lei-
sten und auf ihre Mitglieder umzulegen.

(3) Die Zusammenlegungsgemeinschaft wird
mit Verordnung begründet. Sie ist mit Verord-
nung aufzulösen, wenn sie ihre Aufgaben erfüllt
hat.

M a ß n a h m e n im a l l g e m e i n e n
ö f f e n t l i c h e n I n t e r e s s e

§ 9. (1) Die Gebietskörperschaften und Unter-
nehmen, zu deren Gunsten ein Enteignungsrecht
für Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen In-
teresse (§ 1 Abs. 2 Z. 2) besteht, haben Partei-
stellung.

(2) Sie haben die für die Durchführung der
Maßnahme erforderlichen Grundflächen in das
Zusammenlegungsverfahren einzubringen. Auf
Grund ihres Begehrens können jedoch diese
Grundflächen zur Gänze oder zum Teil auch im
Verfahren von den Parteien aufgebracht werden,
sofern hiedurch die Gesetzmäßigkeit der Abfin-
dung (§ 4) nicht beeinträchtigt wird. Sie haben
der Zusammenlegungsgemeinschaft für den be-
reitgestellten Grund den Betrag zu bezahlen, den
sie mit ihr vereinbart haben oder den sie im
Falle der Enteignung als Entschädigung zu zahlen
verpflichtet wären.

(3) Sie haben jene Rosten des Zusammen-
legungsverfahrens zu tragen, die notwendig sind,
um die durch die Maßnahme drohenden oder
verursachten Nachteile abzuwenden, zu mildern
oder zu beheben.

V e r f a h r e n

§ 10. (1) Das Verfahren ist von Amts wegen
mit Verordnung einzuleiten. In der Verordnung
ist das Zusammenlegungsgebiet festzulegen. Auch
können zeitliche Einschränkungen des Eigentums
verfügt werden.

(2) Während des Verfahrens können von Amts
wegen mit Bescheid Grundstücke in das Zusam-
menlegungsgebiet einbezogen oder aus dem Zu-
sammenlegungsgebiet ausgeschieden werden. Ge-
gen einen solchen Bescheid ist eine abgesonderte
Berufung nicht zulässig.

(3) Die Behörde hat die Grundstücke, die der
Zusammenlegung unterzogen oder für die Zu-
sammenlegung in Anspruch genommen werden,
und deren Eigentümer festzustellen, den
alten Besitzstand auf der Grundlage der beste-
henden Eigentumsverhältnisse unter Berücksich-
tigung der Rechte dritter Personen zu erheben,
die Grundstücke zu bewerten sowie alle für die
Neuordnung erforderlichen Maßnahmen anzu-
ordnen und durchzuführen.

(4) Ober das Ergebnis der Zusammenlegung
ist ein Bescheid (Zusammenlegungsplan) zu er-
lassen. Darin können zur Sicherung des Zusam-

menlegungserfolges in Ansehung der Grundab-
findungen Veräußerungs- und Belastungsverbote,
Vorkaufs-, Wiederkaufs- und Rückverkaufs-
rechte begründet werden. Ferner kann ausge-
sprochen werden, daß Unterteilungen der Grund-
abfindungen nur mit Zustimmung der Behörde
zulässig sind.

(5) Wenn es für die Durchführung des Zu-
sammenlegungsverfahrens erforderlich ist, hat
die Behörde auch Angelegenheiten, die in anderen
Vorschriften der Bodenreform geregelt sind, in
das Zusammenlegungsverfahren von Amts we-
gen einzubeziehen und nach Maßgabe der hiefür
bestehenden besonderen materiellrechtlichen Be-
stimmungen die erforderlichen Maßnahmen in
einem besonderen Bescheid oder im Zusammen-
legungsplan zu verfügen.

V o r l ä u f i g e Ü b e r n a h m e u n d A u s -
z a h l u n g

§ 11. (1) Wenn es die zweckmäßige Bewirt-
schaftung des Zusammenlegungsgebietes erfor-
dert, kann die Behörde schon vor der Erlassung
des Zusammenlegungsplanes unbeschadet des Be-
rufungsrechtes gegen den Zusammenlegungsplan
die vorläufige Übernahme der Grundabfindungen
sowie die Auszahlung vorläufiger Geldabfindun-
gen und Geldausgleiche anordnen.

(2) Mit der Anordnung der vorläufigen Über-
nahme geht das Eigentum an den Grundabfin-
dungen auf die Übernehmer unter der auflösen-
den Bedingung über, daß es mit der Rechtskraft
eines Bescheides erlischt, der die Grundabfindung
einer anderen Partei zuweist.

(3) Gegen eine Anordnung im Sinne des Abs. 1
ist eine Berufung nicht zulässig.

A u s f ü h r u n g des Z u s a m m e n -
l e g u n g s p l a n e s

§ 12. (1) Nach Rechtskraft des Zusammen-
legungsplanes hat die Behörde, sofern dies gemäß
§ 11 noch nicht geschehen ist, die Übernahme
der Grundabfindungen sowie die Auszahlung der
Geldabfindungen und Geldausgleiche anzuord-
nen, alle Arbeiten einschließlich der Vermarkung
der Grundabfindungen zu vollenden und die
Richtigstellung des Grundbuches sowie des
Grundkatasters zu veranlassen.

(2) Die Behörde kann im Falle einer vorläufi-
gen Übernahme (§ 11) schon vor Rechtskraft des
Zusammenlegungsplanes die Richtigstellung des
Grundbuches und des Grundkatasters veranlassen,
wenn aus einem längeren Aufschub der Aus-
führung des Zusammenlegungsplanes erhebliche
Nachteile erwachsen würden und eine wesentliche
Abänderung des Zusammenlegungsplanes auf
Grund von Berufungen nicht zu erwarten ist.
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P a r t e i e n

§ 13. (1) Parteien im Zusammenlegungsver-
verfahren sind die Eigentümer der Grundstücke,
die der Zusammenlegung unterzogen werden.

(2) Anderen Personen kommt Parteistellung
nur insoweit zu, als ihnen in diesem Gesetz oder
in dem zur Ausführung erlassenen Landesgesetz
Rechte eingeräumt oder Pflichten auferlegt sind."

2. Der § 22 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Hinsichtlich der Geldausgleiche sind die
Bestimmungen des § 3 Abs. 2 und des § 4 Abs. 4
sinngemäß anzuwenden."

3. Der § 31 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Im übrigen sind die Bestimmungen der §§11
und 12 sinngemäß anzuwenden."

4. Der § 32 und seine Überschrift haben zu
lauten:

„ G e m e i n s a m e A n l a g e n ;
A u s g l e i c h f ü r n a c h t r ä g l i c h e

W e r t v e r m i n d e r u n g

§ 32. Bei der Teilung und Regulierung sind die
Bestimmungen des § 4 Abs. 6 und des § 14 sinn-
gemäß anzuwenden."

5. Der % 34 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Einleitung und der Abschluß eines
Zusammenlegungsverfahrens haben durch Ver-
ordnung, die Einleitung und der Abschluß eines
Teilungs- oder Regulierungsverfahrens haben
durch Bescheid zu erfolgen. Der Eintritt der
Rechtskraft dieser Bescheide ist kundzumachen.
Die Einleitung und der Abschluß eines Zu-
sammenlegungs-, Teilungs- oder Regulierungs-
verfahrens sind den zuständigen Grundbuchs-
gerichten, Bezirksverwaltungsbehörden und Ver-
messungsämtern mitzuteilen."

6. Der § 37 Abs. t Z. 1 hat zu lauten:

„1. bei der Zusammenlegung: die in § 9 Abs. 1
und § 13 genannten Personen;"

7. Der § 37 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Im Falle des Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 kommt
anderen Beteiligten nur insoweit Parteistellung
zu, als ihnen in diesem Gesetz oder in dem zur
Ausführung erlassenen Landesgesetz Rechte ein-
geräumt oder Pflichten auferlegt sind."

8. Im § 43 Abs. 2 sind nach dem Worte
„Grundbuchsgesuche" die Worte „samt allen Bei-
lagen" einzufügen.

9. Der § 43 Abs. 3 Z. 2 hat zu entfallen.

10. Der § 44 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Grundbuchsgericht hat die Einleitung
des Verfahrens unter Bezugnahme auf die Mit-
teilung der Agrarbehörde (§ 34 Abs. 1) bei den
betreffenden Grundbuchseinlagen anzumerken.
Die Anmerkung hat die Wirkung, daß jedermann
die Ergebnisse des Verfahrens gegen sich gelten
lassen muß."

11. Dem § 45 ist als Abs. 3 anzufügen:

„(3) Sämtliche Entscheidungen des Grund-
buchsgerichtes mit Ausnahme der Rangordnungs-
beschlüsse sind auch der Agrarbehörde zuzu-
stellen."

12. Im § 47 Abs. 1 sind die Worte „dem Ober-
landesgerichte und dem zuständigen Vermes-
sungsamte" durch die Worte „den hiefür zu-
ständigen Gerichten und anderen Behörden" zu
ersetzen.

13. Die §§ 49 und 50 haben zu lauten:

„§ 49. (1) An Stelle eines Zusammenlegungs-
verfahrens kann ein Flurbereinigungsverfahren
durchgeführt werden, wenn dadurch

1. die Besitz-, Benützungs- oder Bewirt-
schaftungsverhältnisse in einem kleineren Gebiet
oder bei einer kleineren Anzahl land- oder forst-
wirtschaftlicher Betriebe oder lediglich durch
einzelne Maßnahmen verbessert oder neu ge-
staltet werden oder

2. eine zweckmäßige Zwischenlösung bis zur
späteren Durchführung eines Zusammenlegungs-
verfahrens erreicht wird.

(2) Ein Flurbereinigungsverfahren kann weiters
durchgeführt werden, um Maßnahmen, die auf
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften der
Bodenreform oder im allgemeinen öffentlichen
Interesse getroffen werden, vorzubereiten oder
zu unterstützen.

§ 50. (1) Im Flurbereinigungsverfahren sind die
Bestimmungen für die Zusammenlegung mit
nachstehenden Abänderungen sinngemäß anzu-
wenden:

1. Das Verfahren ist von Amts wegen mit Be-
scheid einzuleiten und abzuschließen.

2. Im Einleitungsbescheid sind die Grundstücke
oder Grundbuchskörper, die der Flurbereinigung
unterzogen werden, zu bezeichnen.

3. Gegen die Einleitung des Verfahrens sowie
gegen die nachträgliche Einbeziehung und Aus-
scheidung von Grundstücken oder Grundbuchs-
körpern ist eine abgesonderte Berufung nicht zu-
lässig.

4. Die Flurbereinigungsgemeinschaft wird mit
Bescheid begründet und aufgelöst.

5. Ober das Ergebnis der Flurbereinigung ist
ein Bescheid (Flurbereinigungsplan) zu erlassen.
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(2) Dem Flurbereinigungsverfahren sind Ver-
träge, die von den Parteien in verbücherungs-
fähiger Form abgeschlossen wurden (Flurbereini-
gungsverträge), oder Parteienübereinkommen, die
von der Behörde in einer Niederschrift be-
urkundet wurden (Flurbereinigungsübereinkom-
men) zugrunde zu legen, wenn die Behörde
bescheidmäßig feststellt, daß sie zur Durch-
führung der Flurbereinigung erforderlich sind.
In einem solchen Fall kann von der Erlassung
des Einleitungsbescheides und des Flurbereini-
gungsplanes Abstand genommen werden."

14. Der § 53 letzter Satz hat zu lauten:

„Diese Bestimmungen gelten auch für Verträge
und Obereinkommen, die den Bestimmungen des
§ 50 Abs. 2 entsprechen."

15. Im § 59 haben die Zitate „7 Abs. 3 bis 5",
„43", „44" und „45 Abs. 2" zu entfallen.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt gegenüber den Bun-
desländern für die Ausführungsgesetzgebung mit
dem Tage der Kundmachung in Kraft.

Artikel III

(1) Mit der Vollziehung der Z. 14 dieses Bun-
desgesetzes ist das Bundesministerium für Finan-
zen betraut.

(2) Die Wahrnehmung der Rechte des Bundes
gemäß Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes steht dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft zu.

Jonas
Klaus Schleinzer Schmitz

7 9 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1967
über das Landwirtschaftliche Siedlungswesen
(Landwirtschaftliches Siedlungs-Grundsatz-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Für die Landesgesetzgebung werden gemäß
Artikel 12 Abs. 1 Z. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 folgende
Grundsätze aufgestellt:

§ 1. (1) Zum Zwecke der Verbesserung der
Agrarstruktur können landwirtschaftliche Sied-
lungsverfahren durchgeführt werden.

(2) Das Ziel dieser Verfahren ist die Schaffung
und Erhaltung solcher bäuerlicher Betriebe,

deren Erträgnisse allein oder in Verbindung mit
einem Nebenerwerb einer bäuerlichen Familie
einen angemessenen Lebensunterhalt nachhaltig
sichern.

§ 2. Gegenstand von Siedlungsverfahren ist
1. die Neuerrichtung von Betrieben;
2. die Verlegung von Wohn- und Wirtschafts-

gebäuden aus wirtschaftlich ungünstigen Orts-
oder Hoflagen;

3. die Umwandlung von Betrieben, die ihre
Selbständigkeit verloren haben (Zulehen, Huben
usw.), in selbständig bewirtschaftete Betriebe;

4. die Übertragung von Betrieben, deren
Eigentümer sie selbst nicht mehr bewirtschaften
wollen oder wegen Krankheit oder Alters nicht
mehr bewirtschaften können oder in der Land-
wirtschaft nicht hauptberuflich tätig sind, in
das Eigentum von Personen, die für die Führung
bäuerlicher Betriebe geeignet sind, insbesondere
von weichenden Bauernkindern oder von land-
oder forstwirtschaftlichen Dienstnehmerin sofern
es sich hiebei nicht um Verwandte in gerader
Linie, um den Ehegatten, ein Stiefkind, Wahl-
kind, Schwiegerkind oder um ein in Erziehung
genommenes Kind handelt;

5. die Umwandlung von Pacht in Eigentum,
soweit es sich nicht um Pachtverhältnisse han-
delt, an denen Verwandte in gerader Linie, Ehe-
gatten, Stiefkinder, Wahlkinder, Schwiegerkin-
der oder in Erziehung genommene Kinder
beteiligt sind;

6. die Aufstockung bestehender, vom Eigen-
tümer selbst bewirtschafteter Betriebe mit
Grundstücken, Gebäuden, agrargemeinschaft-
lichen Anteilsrechten oder Nutzungsrechten;

7. die Bereinigung ideell und materiell geteil-
ten Eigentums.

§ 3. (1) Siedlungsverfahren sind nur auf An-
trag von im § 5 Abs. 1 genannten physischen
und juristischen Personen durchzuführen.

(2) Die Beschaffung der zur Durchführung
eines Siedlungsverfahrens erforderlichen Be-
triebe, Grundstücke, Gebäude, Anteilsrechte
oder Nutzungsrechte obliegt den Parteien.

§ 4. (1) Die Behörde hat die Parteien im
Hinblick auf das Ziel dieses Gesetzes (§ 1 Abs. 2)
zu beraten. Soweit sich die Parteien auf einen
Obergang von Rechten geeinigt haben und diese
Einigung dem Ziel des Verfahrens (§ 1. Abs. 2)
entspricht, hat die Behörde die entsprechenden
Rechte mit Bescheid zuzuteilen.

(2) Sofern die Parteien in verbücherungs-
fähiger Form abgeschlossene Verträge vorlegen,
diese der Zielsetzung des § 1 Abs. 2 entsprechen
und einen der im § 2 aufgezählten Vorgänge
zum Gegenstand haben, hat dies die Behörde
an Stelle der Zuteilung (Abs. 1) mit Bescheid
festzustellen.
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(3) Von den stattgebenden oder ablehnenden
Bescheiden gemäß Abs. 1 und 2 ist nach deren
Rechtskraft das für die Erhebung der Grund-
erwerbsteuer zuständige Finanzamt zu ver-
ständigen.

§ 5. (1) Den Antrag gemäß § 3 Abs. 1 können
stellen

1. physische Personen, für die die Schaffung
der im § 1 Abs. 2 genannten Betrieb« in Be-
tracht kommt;

2. Personen, die Grundstücke, Gebäude oder
Rechte zur Verfügung stellen;

3. Agrargemeinschaften;
4. Siedlungsträger.

(2) Parteien im Siedlungsverfahren sind
1. die Antragsteller;
2. Personen, die Grundstücke, Gebäude oder

Rechte zur Verfügung stellen sowie jene Per-
sonen, denen an diesen Gründstücken oder
Gebäuden dingliche Rechte zustehen.

§ 6. (1) Mehrere der im § 5 Abs. 1 Z. 1 ge-
nannten Personen können mit Bescheid zu einer
Siedlungsgemeinschaft zusammengefaßt werden,
wenn zur erfolgreichen Durchführung eines
Siedlungsverfahrens die Vereinigung der per-
sönlichen und wirtschaftlichen Kräfte der einzel-
nen Siedler erforderlich ist. Die Siedlungsgemein-
schaften sind mit Bescheid aufzulösen, wenn die
Voraussetzungen ihrer Errichtung weggefallen
sind.

(2) Antragsberechtigte im Sinne des § 5 Abs. 1
Z. 4 sind juristische Personen, die als Siedlungs-
träger anerkannt sind. Die Anerkennung kann
durch Gesetz oder durch Bescheid ausgesprochen
werden, wenn nach der die Organisation des

Siedlungsträgers regelnden Vorschrift und nach
seiner Zusammensetzung die Gewähr dafür ge-
geben ist, daß seine Tätigkeit nicht in gewinn-
süchtiger Absicht erfolgt.

§ 7. Zur Sicherung des durch das Siedlungs-
verfahren herbeigeführten Erfolges können Ver-
äußerungs-. und Belastungsverbote sowie zu-
gunsten von Siedlungsträgern Wiederkaufs- und
Vorkaufsrechte begründet werden. Die Landes-
gesetzgebung kann weitere Beschränkungen vor-
sehen.

§ 8. Die Behörde kann, wenn sie dies im
Hinblick auf das Ziel des Verfahrens (§ 1 Abs. 2)
für zweckmäßig erachtet, die zuständigen
Grundbuchsgerichte, Bezirksverwaltungsbehör-
den und Vermessungsämter von der Durch-
führung und vom Abschluß eines Siedlungs-
verfahrens verständigen. Die Vorschriften der
§§ 43 bis 48 des Flurverfassungs-Grundsatz-
gesetzes 1951 sind sinngemäß anzuwenden.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt den Bundesländern
gegenüber für die Ausführungsgesetzgebung mit
dem Tag der Kundmachung in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bun-
des gemäß Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft betraut, welches mit den übrigen beteilig-
ten Bandesministerien das Einvernehmen zu
pflegen hat.

Jonas
Klaus Schleinzer
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